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PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

d:J /Sf\J- tf n / t 4(=­
t,1Q/HE 

R B S e H R  I F T 

Rn das 
Bundesministerium 

für Justiz 

Nuseumstraße 1 
1010 Wien 

Ihr Zeichen/5chreiben vom: 
Zl. 11.101,/621-I8/94 16.2.1991, 

Wien" am 6.4.1994 

Unser Zeichen: 
5..,294/N 

Durchlt'ahl: 
1,19 

BetreTT: Rrbeits- und 50ziaLgerichtsgesetz-Novelle 199� -

R5GG-Nov. '199� 

Die PräsidentenkonTerenz der LandwirtschaTtskammern öster­

reichs beehrt sich" zum vorliegenden EntwurT eines Bundes­

gesetzes., mit dem das Rrbeits- und Sozialgerichtsgesetz-, 

äie Zivi Lprozeßoränung" äie Exekutionsoränung" t1ie Konkurs­

ordnung, das 5chauspielergesetz" das 5trarvoL Lzugsgesetz" 

t1as Rrbeitsverrassungsgesetz-, t1as aLLgemeine bürgerliche 

Gesetzbuch und das Rechtsanwal tstarirgesetz geändert werden" 

rolgenäe 5tellungnahme zu übermitteln: 

RLlgemein beurteilt die PräsidentenkonTerenz den vorgelegten 

EntwurT positiv. Sie verweist jedoch aus RnLaß der 5tel­

lungnahme a'! f die nach wie vor unberr,iedigE;'nde Tatsache./ 

daß kein RUTwandersatz Tür gesetzLiChe Interessenvertretun­

gen und rreiwilLige BeruTsvereinigungen in 50zialrechtssa-
, \ t 

ehen vorgesehen ist. Die derzeitige unterschiedLiche Be­

handLung von Rrbeits- und 50ziaLgerichtsrällen in der Frage 

des Rurwandersatzes ist sachLich nicht gerechtrer;f,igt,) 

da auch durch die Vertretung in Sozialrechtssachen den 

Interessenvertretungen beträchtLiche Kosten erwachsen; 
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Vertritt ein Rnwalt in 50zialrechtssachenJ sind die Kosten 

durch den beklagten 50ziaLversicherungstr�ger jedenFalls 

zu ersetzen. 50gar im Falle des Unterliegens ist unter 

Umständen noch ein Kostenersatz an den Versicherten möglich. 

Die Pr�sidentenkonFerenz verlangt daherJ daß im Rrbeits­

und 50ziaLgerichtsgesetz auch ein Kostenersatz FUr 50zial­

gericht5r�lLe vorgesehen wird. Der pauschalierte Kostener­

satz sollte mindestens bei 5 1.DDDJ - liegen. FUr den Be­

reich der 50zialversicherungsanstalt der Bauern wurde be­

reits Uberlegt/ wie groß die Kostenbelastung ausFalLen 

wUrde. Bei einem pauschalierten Kostenersatz von 5 1.0f!0./­

wUrden sieh j�hrlich Kosten in der Höhe von 2 bis 2/5 Mio S 

ergeben. Eine Realisierung des Rnliegens wurde bereits im 

vergangenen Jahr besprochen. Es soLlten n�here'Beratungen 

stattFindenJ die jedoch bisher unterblieben sind. Die Pr�­

sidentenkonFerenz ersucht das Bundesministerium FUr Justiz 

ausdrUckLichJ diese Rngelegenheit weiter voranzutreiben. 

Zu einzelnen Bestimmungen bemerkt die PräsidentenkonFerenz 

t-ol gendes .-

Zu § 11 a ASGG: 

Daß der Senat von "Fomalentscheidungen" entLastet werden 

soll./ ist als pOsitiv anzusehenJ da dadurch die VerFahren 

generell bescrileunigt werden können und dies FUr die Ver­

sicherten von VorteiL ist. 

Nach di eser Bes t immung is t der {Jorsi tzende im Vert-ahren 

erster Instanz beFugtJ eine gUtliehe Beilegung des 

Rechtsstreites oder die HerbeiFUhrung eines gerichtLichen 

VergLeiches Uber einzelne Strei tpunkte zu versuchen./· kommt 

ein Vergleich zustandeJ so kann er dessen Inhalt auF Rntrag 

in ein gerichtliches ProtokolL auFnehmen" und zwar auch 

dann./ wenn es den Parteien an einer qualiFizierten Vertre­

tung mangeLt. Es sollte FUr einen soLchen Vergleich eine 

.. 
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quaLirizierte Vertretung äoch vorgesehen weräen" um zu 

verhinäern/ äaß unvertretene Part�ien einem VergLeich zu­

s t imme'n., den sie bei en t sprechenäer rech t s rreunclL i eher 

Beratung 'nicht akzeptiert hdtten. 

Zu ,§ 1'1 b RSGG: 

Ruch diese Bestimmung dient vor aLlem der Verrahrensbe­

schLeunigung unä ist somit im Interesse der Versicherten 

positiv zu sehen. 

Zu § 39 R5GG: 

Der vorLiegenäe Entwurr sieht die Rurhebung des § 39 Rbs.5 

vor, In äen Erlduternden Bemerkungen wird dazu ausgerührt,l 

daB im HinbLick aur die nunmehrige Vertretungspflicht der 
, 

Kammern rür Rrbeiter und RngesteLLte und äeren, Pt-Lieht" 

auch Kostenvorschüsse zu erLegen, die Rurrecht'e'rhaL tung 
". ' 

äieser RegeLung nicht mehr geboten erscheint, Nun kann 

jedoch die Praxis bei äen Rrbeiterkammern bezügLich äer 

übernahme äer äie Parteien trerrenäen Gerichtsgebühren 

und Kostenvorschüsse allein äie Rurhebpng äes § 39 Rbs.5 

nicht rechtrertigen/ zumEIL dadurch aLLe jene Personen" 

äie nicht arbeiterkammerzugehörig sindj sowie die nicht 

qualiriziert (JertretenenJ äurch äie VerprLichtung äes ErLa­

ges eines Kostenvorschusses Für Beweisaurnahmekosten erheb­

Lich benachteiligt würäen. 

Daß in Sozialrechtssachen der ErLag eines soLchen Kosten­

vorschusses nicht anzuordnen istJ wird durch äie Einrügung 

eines neuen Rbs. 1a im § 75 (Punkt 24) sichergestellt. 

Dennoch wdre die bisherige RegeLung des § 36 Rbs.5 beizu­

behalten. 
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Zu S 40 Rbs. 5 RSGG une! §. 3 2 '1  Rbs. " z  4a ZPL7: 

Diese Bestimmungen were!en bef"ürwortet./ weil e!ie qualiTiziert 
, 

vertretungsbef"ugten Personen Rechtsanw�lten gleichgestellt 

were!en. 

Zu .9 6'1 RSGG: 

Die tp-ilweise oder g�nzliche Hemmung der sof"ortigen Voll­

streckbarkeit e!es mit e!em ersten Urteil Lies Gerichtes erster 

Instanz zugesprochenen rückst�ndigen lauTenden Rrbeitsent­

gel tes ist dem�ß .§ 61 Rbs. 4 des EntwurFes davon abh�ngig.J 

daß dies vom Dienstgeber beantragt wird und es die soziale 

Lage des Arbeitnehmers zul�ßt. Wenn nun im Sinne der Aus­

Tührungen in den ErL�uternden Bemerkungen Tür das Vorsehen 

einer Interessenabw�gung kein Raum bestehen solLte ... wird 

vorgeschlagen ... beim RbsteLlen auf" die "soziale Lage" zus�tz­

lieh eine Gerährdung des Rrbeitnehmers zu verlangen. Nach 

dem dieser Regelung zugrunde Liegenden Erkenntnis des Ver­

fassungsgerichtshoTes ist nämlich bei der vorzunehmenden 

Wertung der SChutzwürdigkeit den Interessen des Dienstneh­

mers die vorzeitige Leistungspf"licht des (Trüheren) Dienst­

gebers ... sowie sein Risiko ... die vorzeitige Leistung im Falle 

des endgültigen Dbsiegens in e!er Rrbeitsrechtssache nicht 

zurückzuerhaLj en, gegenüber zu s telLen. Erst eine Existenz­

geTährdung des Rrbeitnehmers könnte als Rusgleich des Risi­

kos des Arbeitgebers angesehen were!en, was e!ie sofortige 

Vollstreckbarkeit rechtFertigen könnte. 

Zu § 1'1 RSGG: 

Die 5t�rkung der Rechtsstellung der Versicherten wire! als 

äußerst positiv angesehen. 

Zu RrtikeL V III 

Rus arbeitsrechtlicher Sicl?t wird der Rrtikel VIII (Änderung 
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des RBGB - §  1162 e RBGB.> abgeL ehn t . 

Der gegenständliche Entwurr sieht vorJ daß bei Forderungen 

aus DienstverhäLtnissen nicht mehr der gesetzLiche Zinssatz 

von -4 % zur Rnwendung k.:ommtJ sondern ein variabLer ZinssatzJ 

der um 2 vH über dem jeweiLigen Diskontsatz der dster­

reichischen Nationalbank.: Liegt. 

Da der Di sk.:ont sa tz cferzei t 5 %  be trägt.J wäre jecfe Forderung 

aus einem DienstverhäLtnis ansteLLe wie bisher mit 4 % 

mit 7 % zu verzinsen. 

Dies stellt eine unzumutbare rinanzielLe BeLastung rür 

cfie Dienstgeber cfar uncf wircf daher entschiecfen abgelehnt. 

Wunschgemäß werden 2.5 Rbschrirten cfieser Stellungnahme 

cfem Pr,i3sicfium cfes Nationalrates übermittelt. 

Der Präsident: Der Generalsekretär: 

gez. NR Schwarzböck gez.Dipl. Ing.Dr. Fahrnberger 
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